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.. Gesetz" . . 
zur Anderung des Abgeordnetengesetzes des 

Landes .l'I ordrhein-Westfalen 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: · · 

Gesetz 
zur Änderung des Abgeordnetengesetzes des 

Landes Nordrhein-Westfalen 

Vom 8. April 2025 

Artikel 1 
Änderung des Abgeordnetengesetzes 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Das Abgeordnetengesetz des Landes Nordrhein-Westfa­
len vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 252), das zuletzt 
durch Gesetz vom 30. Januar 2024 (GV. NRW. S. 76, ber. 
S. 114) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe „9.602,66" durch 
die Angabe „10.917,77" ersetzt. 

bb) In Satz 2 wird die Angabe „2.453,42" durch 
die Angabe „2.880,12" ersetzt. 

b) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) Vorsitzende von Ausschüssen und vergleichba­
ren Gremien erhalten zusätzliche monatliche Be­
züge in Höhe von 2,5 Prozent, Vorsitzende von Un­
terausschüssen in Höhe von 1,25 Prozent der Ab­
geordnetenbezüge nach Absatz 1. Die betreffenden 
Gremien werden im Haushaltsplan festgelegt." 

2. § 6 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 wird durch den folgenden Satz ersetzt: 

,,Als Sachleistung werden auch Übernachtungs­
möglichkeiten am Sitz des Landtags in begre=tem 
Umfang sowie Leistungen zur besseren Vereinbar­
keit von Familie und Mandat unter Zahlung von 
im Haushaltsplan festgelegten Eigenanteilen zur 
Verfügung gestellt." 

b) Satz 3 wird durch folgenden Satz ersetzt: 

,,Das Nähere, insbesondere Zeitpunkt und Um­
fang, regeln das Haushaltsgesetz und die __ entspre­
chenden Ausführungsbestimmungen des Altesten­
rates." 

3. § 8 Absatz 3 wird durch folgenden Absatz 3 ersetzt. 

,,(3) Bei genehmigter Benutzung eines Kraftwagens 
gemäß Absatz 1 oder Absatz 2 wird eine Kilometer­
geldentschädigung in der in § 5 Absatz 1 Landesreise­
kostengesetz festgelegten Höhe ab Landesgrenze ge­
währt, wenn das Mitglied des Landtags 

a) einen eigenen Kraftwagen, 

b) einen Kraftwagen gegen Entgelt, 

c) einen Kraftwagen, dessen Betriebskosten von ihm 
getragen werden, 

benutzt." 

4. Nach§ 10 wird folgender§ 10 a eingefügt: 

,,§ 10 a 

Versorgungszuschlag 

(1) Ehemaligen Abgeordneten, die eine Altersrente 
nach § 10 Absatz 5 erhalten, und deren Hinterbliebe­
nen, die eine Rente nach§ 10 Absatz 6 erhalten, sowie 
Empfängern einer Versorgungsausgleichsrente nach 
§ 21 der Satzung des Versorgungswerks wird ein Ver­
sorgungszuschlag aus Haushaltsmitteln des Landes 
gewährt. Der Versorgungszuschlag wird nur auf Ren­
tenbestandteile geleistet, die auf Grundlage dieses 
Gesetzes sowie des Versorgungswerksgesetzes NRW 
gezahlt werden. 

(2) Der individuelle Versorgungszuschlag wird so be-
. messen, dass der Gesamtbetrag· der Rente nach Ab­

satz 1, einschließlich des jährlichen Betrages der Leis­
tungsverbesserungen nach § 33 Absatz 3 der Satzung 
des Versorgungswerks ohne Leistungen nach § 4 Ab­
satz 4 Versorgungswerksgesetz und einschließlich des 
Versorgungszuschlages, jährlich zum 1. Juli um den 
nach § 15 Absatz 2 ermittelten Prozentsatz steigt. § 10 
Absatz 7 findet Anwendung. 

(3) Abweichend von Absatz 2 erfolgt eine fiktive An­
rechnung von Leistungsverbesserungen nach§ 33 Ab­
satz 3 der Satzung des Versorgungswerks bei Renten­
empfängern, deren Ansprüche nicht nach § 16 Ab­
satz 2 der Satzung des Versorgungswerks abgesenkt 
wurden." 

5. § 15 wird durch folgenden§ 15 ersetzt: 

,,§ 15 

Anpassung der Abgeordnetenbezüge 

(1) Der Landesbetrieb Information und Technik 
Nordrhein-Westfalen (IT.NRW) übermittelt dem 
Landtag jährlich bis zum 31. März die Feststellung 
über die Entwicklung des Nominallohnindex für das 
Land Nordrhein-Westfalen. · 

(2) Anhand der prozentualen Veränderung des Nomi­
nallohnindex errechnet sich der Betrag zur Anpas­
sung der Abgeordnetenbezüge nach § 5 Absatz 1 
Satz 1. § 19 findet Anwendung. Die übermittelten Da­
ten, die Berechnung und der Anpassungsbetrag wer­
den als Landtagsdrucksache veröffentlicht und von 
der Präsidentin bzw. dem Präsidenten dem Landtag 
zur Befassung zugeleitet. 

(3) Soweit der sich nach § 5 Absatz 1 Satz 3 erge­
bende Betrag nicht erreicht ist, steigen die monatli­
chen Bezüge nach § 5 Absatz 1 Satz 2 jährlich zum 1. 
Juli um den Prozentsatz der jährlichen Anpassung 
nach Absatz 2, mindestens aber um 6,5 Prozent. 

(4) Der Landtag beschließt zu Beginn einer Wahlperi­
ode für die Dauer der Wahlperiode die jährliche An­
passung der Abgeordnetenbezüge nach § 5 entspre­
chend den in den Drucksachen errechneten Beträgen 
mit Wirkung jeweils zum 1. Juli desselben Jahres. 

(5) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 entfällt die 
jährliche Anpassung der Abgeordnetenbezüge zum 
1. Juli 2013 und zum 1. Juli 2014. Darüber hinaus ent­
fällt die jährliche Anpassung der Abgeordnetenbezüge 
nach § 5 Absatz 1 Satz 1 zum 1. Juli 2020. Die Anpas­
sung zum 1. Juli 2021 errechnet sich abweichend von 
den Absätzen 1 bis 3 aus den Feststellungen über die 
allgemeine Lohn- und Gehaltsentwicklung und die Ver­
änderungen der Lebenshaltungskosten und Ei=elhan­
delspreise in den beiden vorausgegangenen Jahren." 

Artikel 2 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag 
nach seiner Verkündung in Kraft. Artikel 1 Nr. 1 b) tritt 
mit Beginn der 19. Wahlperiode in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. April 2025 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 
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Die Ministerin für Kinder, Jugend, Familie, 
Gleichstellung, Flucht und Integration 

Josefine Pa u 1 

Der Minister für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Karl-Josef Laum an n 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Zugleich für die Ministerin für Kultur und Wissenschaft 

Dorothee Fe 11 er 

Die Ministerin für Heimat, Kommunales, 
Bau und Digitalisierung 

Ina Scharrenbach 

Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin Limbach 

Der Minister für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 

Oliver K r i s c h e r 

Die Ministerin für Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 

Silke G o r i ß e n 

Der Minister für Bundes- und Europaangelegenheiten, 
Internationales sowie Medien und 

Chef der Staatskanzlei 

Nathanael Li min s k i 

- GV. NRW. 2025 S. 396 

2030 

Gesetz 
über die unabhängige Polizeibeauftragte 

oder den unabhängigen Polizeibeauftragten 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
über die unabhängige Polizeibeauftragte 

oder den unabhängigen Polizeibeauftragten 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

(Polizeibeauftragtengesetz Nordrhein-Westfalen -
PolBeaufG NRW) 

Vom 8. April 2025 

Teil 1 
Aufgaben, Umgang mit Eingaben 

§ 1 
Aufgaben 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte hat die Aufgabe, das 
partnerschaftliche Verhältnis zwischen Gesellschaft und 
Polizei zu stärken. Sie oder er unterstützt die Bürgerin­
nen und Bürger im Dialog mit den Polizeibehörden und 
wirkt darauf hin, dass begründeten Eingaben mit unmit­
telbarem Bezug zur Polizei des Landes Nordrhein-West­
falen abgeholfen wird und weitere mit unmittelbaren 
Bezug auf die Polizeibehörden des Landes an sie oder 
ihn gerichtete Anliegen zweckmäßig bearbeitet werden. 
Ihr oder ihm obliegt auch die Befassung mit Angelegen­
heiten aus dem innerpolizeilichen Bereich, die an sie 
oder ihn im Rahmen einer Eingabe nach § 2 Absatz 2 he­
rangetragen werden sowie die Befassung mit Aufträgen 
des Innenausschusses. 

(2) Sie oder er geht den an sie oder ihn herangetragenen 
Hinweisen zu möglichen individuellen Fehlern oder Fehl-

entwicklungen die Polizei betreffend und Anregungen zur 
Optimierung der Polizeiarbeit nach und kann hierzu Emp­
fehlungen zur Prüfung in eigener Zuständigkeit an die zu­
ständige Behörde aussprechen. Sie oder er wird ebenfalls 
tätig, wenn ihr oder ihm auf sonstige Weise Umstände be­
kannt werden, die ihre oder seine Aufgabe betreffen. 

§2 
Eingaberecht 

(1) Jede Person hat das Recht, sich schriftlich, mündlich 
oder elektronisch unmittelbar an die Polizeibeauftragte 
oder den Polizeibeauftragten zu wenden. 

(2) Die Polizeibeschäftigten des Landes können sich mit 
einer Eingabe bei berechtigten Interessen ohne Einhal­
tung des Dienstwegs unmittelbar an die Polizeibeauf­
tragte oder den Polizeibeauftragten wenden. Wegen der 
Tatsache der Anrufung der oder des Polizeibeauftragten 
darf sie oder er weder dienstlich gemaßregelt werden 
noch sonstige Nachteile erleiden. 

§3 
Form und Frist 

(1) Eingaben haben den Namen und die vollständige An­
schrift der Einsenderin oder des Einsenders sowie den 
zugrundeliegenden Sachverhalt zu enthalten. 

(2) Die oder der Polizeibeauftragte bestätigt den Ein­
gang von Eingaben innerhalb von zwei Wochen nach 
Eingang. Sofern diese keine plausiblen Informationen 
über Mängel oder Fehlverhalten im Aufgabenbereich der 
oder des Polizeibeauftragten enthalten, kann die Ein­
gangsbestätigung mit dem Hinweis verbunden werden, 
dass die Sache nicht weiterbearbeitet wird, soweit keine 
weitere Konkretisierung erfolgt. 

(3) Sollte eine abschließende Bearbeitung innerhalb von 
drei Monaten nach Eingang der Eingabe nicht möglich 
sein, so ist der Einsenderin oder dem Einsender eine 
Zwischennachricht, verbunden mit einer Auskunft über 
den aktuellen Verfahrensstand, zu erteilen. 

§4 
Grenzen des Prüfungsrechts 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte sieht von einer sach­
lichen Prüfung der Eingabe ab, wenn 

1. die Zuständigkeit oder rechtliche Einwirkungsmög­
lichkeit der Polizei des Landes nicht gegeben sind, 

2. ihre Behandlung einen Eingriff in ein laufendes 
staatsanwaltschaftliches, steuerstrafrechtliches, diszi­
plinarrechtliches, ordnungswidrigkeitenrechtliches 
oder gerichtliches Verfahren oder die Nachprüfung ei­
ner gerichtlichen Entscheidung bedeuten würde, 

3. sie sich auf ein rechtskräftig abgeschlossenes gericht­
liches Verfahren bezieht, 

4. die Angelegenheit Gegenstand eines Untersuchungs­
ausschusses eines Landtags oder des Bundestags ist 
oder war, 

5. die Angelegenheit Gegenstand einer Beschwerdesach­
bearbeitung im Rahmen des Beschwerdemanagements 
der Polizei des Landes ist oder war oder 

6. die Angelegenheit Gegenstand einer Meldung an eine 
Meldestelle nach dem Hinweisgeberschutzgesetz vom 
31. Mai 2023 (BGBL 2023 I Nr. 140) ist oder war. 

(2) In Fällen, in denen bereits ein Petitionsverfahren in 
derselben Angelegenheit anhängig ist oder war, ist keine 
Eingabe bei der oder dem Polizeibeauftragten mehr 
möglich. 

(3) Die oder der Polizeibeauftragte kann von einer sach­
lichen Prüfung der Eingabe absehen, wenn 

1. sie nicht mit dem Namen und der vollständigen An­
schrift der Einsenderin oder des Einsenders versehen 
oder unleserlich ist, 

2. sie weder ein konkretes Anliegen noch einen erkenn­
baren Sinnzusammenhang enthält, 

3. sich nach Form oder Inhalt der Verdacht des Vorlie­
gens einer Straftat ergibt, 



398 Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Nordrhein-Westfalen- Nr. 22 vom 22. April 2025 

4. sie gegenüber einem bereits durch die oder den Poli­
zeibeauftragten bearbeiteten Vorgang kein wesent­
liches neues Sachvorbringen enthält oder 

5. sie mehr als zwei Monate nach dem beanstandeten Er­
eignis eingereicht wurde; der oder die Polizeibeauftragte 
soll von der sachlichen Prüfung absehen, wenn das be­
anstandete Ereignis mehr als ein Jahr zurückliegt. 

(4) Sieht die oder der Polizeibeauftragte von einer sach­
lichen Prüfung ab, so teilt sie oder er dies der Einsende­
rin oder dem Einsender, soweit anhand der vorliegenden 
Kontaktdaten möglich, unter Angabe von Gründen mit. 
Im Falle des Absatzes 1 Nummer 1 kann sie oder er den 
Vorgang mit Zustimmung der Einsenderin oder des Ein­
senders an die zuständige Stelle weiterleiten. Die Ent­
scheidung der oder des Polizeibeauftragten ist nicht an­
fechtbar. 

§5 
Befugnisse 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte prüft, ob auf der 
Grundlage der Eingabe hinreichender Anlass zur Sach­
verhaltsaufklärung besteht. Hiervon ist in der Regel aus­
zugehen, wenn bei verständiger Würdigung des Vorbrin­
gens eine nicht unerhebliche Rechtsverletzung der oder 
des Betroffenen oder ein nicht unerhebliches inner­
dienstliches Fehlverhalten oder Fehlentwicklungen die 
Polizei betreffend zumindest möglich erscheint. Besteht 
kein hinreichender Anlass zur Sachverhaltsaufklärung, 
gilt § 4 Absatz 4 entsprechend. 

(2) Zur sachlichen Prüfung kann die oder der Polizeibe­
auftragte von den zuständigen Landesbehörden und -ein­
richtungen Auskunft verlangen und um Einsicht in Akten 
ersuchen. Eine Einsichtnahme in Personalakten ist ausge­
schlossen. Die Auskunft ist binnen eines Monats nach 
Eingang zu erteilen und hat alle für die Beurteilung des 
Sachverhalts erforderlichen Informationen zu beinhalten. 
Hinsichtlich der Akteneinsicht gilt § 29 des Verwaltungs­
verfahrensgesetzes NRW in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 12. November 1999 (GV. NRW S. 602) in der 
jeweils geltenden Fassung entsprechend. 

(3) Sofern es zur sachlichen Prüfung erforderlich ist, 
kann die oder der Polizeibeauftragte nach vorheriger 
Anmeldung bei der Behördenleitung die zuständige Poli­
zeibehörde oder Einrichtung betreten. 

(4) Die oder der Polizeibeauftragte kann die beteiligten 
Polizeibeschäftigten sowie die Leitung der betroffenen 
Polizeibehörde oder Einrichtung zur Stellungnahme auf­
fordern. Darüber hinaus kann die oder der Polizeibeauf­
tragte in Erfüllung der ihr oder ihm übertragenen Auf­
gaben Bürgerinnen und Bürger sowie Sachverständige 
anhören. 

(5) Die zu erteilende Auskunft darf nur verweigert wer­
den, wenn 

1. die oder der betroffene Polizeibeschäftigte mit der 
Auskunft sich selbst oder eine in § 52 Absatz 1 der 
Strafprozeßordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 7. April 1987 (EGEL I S. 1074, 1319), 
die zuletzt durch Artikel 13a des Gesetzes vom 
27. März 2024 (EGEL 2024 I Nr. 109) geändert worden 
ist, genannte angehörige Person dem Verdacht eines 
Dienstvergehens oder einer Straftat aussetzen würde, 

2. die oder der um Auskunft angehaltene Polizeibeschäf­
tigte der Polizeibehörde ein Zeugnisverweigerungs­
recht nach § 52 Absatz 1 der Strafprozeßordnung hat 
oder 

3. zwingende Geheimhaltungsgründe dieser entgegen-
stehen. 

Zwingende Geheimhaltungsgründe im Sinne des Satz 1 
Nummer 3 liegen nur vor, wenn die durch das Bekannt­
werden des Inhalts eintretenden Nachteile das Interesse 
an der Sachverhaltsaufklärung offensichtlich überwie­
gen. 

(6) Liegen konkrete Anhaltspunkte vor, die den Verdacht 
eines Dienstvergehens oder einer Straftat rechtfertigen, 
ist die oder der beteiligte Polizeibeschäftigte darauf hin~ 
zuweisen, dass es ihr oder ihm freisteht, sich mündlich 
oder schriftlich zu äußern oder sich nicht zur Sache ein-

zulassen und sie oder er sich jederzeit einer oder eines 
Bevollmächtigten oder eines Beistands bedienen kann. 

(7) In Abstimmung mit der jeweils zuständigen Behör­
denleitung und unter Berücksichtigung des jeweiligen 
Einzelfalles kann eine beobachtende Teilnahme der oder 
des Polizeibeauftragten bei polizeilichen Großlagen er­
folgen. 

§6 
Erledigung und Abschluss des Verfahrens 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte hat auf eine einver­
nehmliche Erledigung der Angelegenheit hinzuwirken. 
Hierzu kann sie oder er Empfehlungen aussprechen und 
der zuständigen Stelle Gelegenheit zur Abhilfe geben. In 
bedeutenden Fällen sind die Ersuchen nach § 5 sowie 
Empfehlungen dem für Inneres zuständigen Ministerium 
zur Information zuzuleiten. Bedeutende Fälle liegen ins­
besondere vor, wenn sich Hinweise auf grundlegende 
strukturelle Mängel, ein erhebliches persönliches Fehl­
verhalten oder grundlegende Zweifel am demokrati­
schen Verhalten von Polizeibeschäftigten ergeben. 

(2) Die zuständige Stelle soll der oder dem Polizeibeauf­
tragten auf Anfrage über die von ihr oder ihm veranlass­
ten Maßnahmen, den Fortgang oder das Ergebnis des 
Verfahrens berichten. 

(3) Die oder der Polizeibeauftragte kann von Maßnah­
men nach Absatz 1 absehen, wenn die Sach- oder 
Rechtslage eine gerichtliche Entscheidung angezeigt er­
scheinen lässt. Sie oder er muss von Maßnahmen nach 
Absatz 1 absehen, wenn Anhaltspunkte für Straftaten 
von erheblicher Bedeutung gemäß § 8 Absatz 3 des Poli­
zeigesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 25. Juli 2023 (GV. NRW. 
S. 410) in der jeweils geltenden Fassung vorliegen. Die 
oder der Polizeibeauftragte teilt dies der Einsenderin 
oder dem Einsender unter Angabe von Gründen mit. In 
begründet erscheinenden Fällen nach Satz 1 kann der 
Vorgang mit Einwilligung der Einsenderin oder des Ein­
senders und in Fällen nach Satz 2 muss der Vorgang der 
für die Einleitung eines Straf- oder Disziplinarverfah­
rens zuständigen Stelle unter Mitteilung der gewonne­
nen Erkenntnisse zugeleitet werden. 

(4) Die oder der Polizeibeauftragte teilt der Einsenderin 
oder dem Einsender schriftlich unter Angabe der maßgeb­
lichen Gründe mit, welche Erledigung die Angelegenheit 
gefunden hat. Die Erledigungsmitteilung zu Eingaben von 
Bürgerinnen und Bürgern ist als Durchschrift an die be­
teiligten Polizeibeschäftigten sowie die Leitung der be­
troffenen Polizeibehörde oder Einrichtung zu richten. 

(5) Ist die oder der Polizeibeauftragte der Ansicht, dass 
die behördliche Maßnahme rechtswidrig und die Einsen­
derin oder der Einsender dadurch in ihren oder seinen 
Rechten verletzt ist oder dass ein innerdienstliches Fehl­
verhalten vorliegt, teilt sie oder er dies in bedeutenden 
Fällen im Sinne des Absatzes 1 dem für Inneres zustän­
digen Ministerium mit. 

§7 
Unterstützung 

Die Landesregierung, Behörden und Einrichtungen des 
Landes sowie Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts, die der Aufsicht des Landes un­
terstehen, unterstützen die Polizeibeauftragte oder den 
Polizeibeauftragten bei der Erfüllung ihrer oder seiner 
Aufgaben. 

§8 
Befugnis zur Datenverarbeitung 

(1) Soweit es für die Erfüllung ihrer oder seiner Aufgaben 
erforderlich ist, kann die oder der Polizeibeauftragte perso­
nenbezogene Daten verarbeiten. Dies gilt auch für die Ver­
arbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener 
Daten im Sinne von Artikel 9 Absatz 1 und Artikel 10 der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher 
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABL L 119 
vom 4.5.2016, S. l; L 314 vom 22.11.2016, S. 72; L 127 vom 
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23.5.2018, S. 2; L 74 vom 4.3.2021, S. 35), soweit ein erheb­
liches öffentliches Interesse dies erfordert. In diesem Fall 
hat die oder der Polizeibeauftragte spezifische und ange­
messene Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der be­
troffenen Person vorzusehen. Die oder der Polizeibeauf­
tragte darf personenbezogene Daten an den Landtag sowie 
die in den §§ 5 und 6 genannten Stellen übermitteln und 
bei diesen Stellen erheben. 

(2) Diese Stellen dürfen personenbezogene Daten an die 
Polizeibeauftragte oder den Polizeibeauftragten über­
mitteln, soweit sie oder er eine Erhebungsbefugnis hat. 

(3) Die Regelungen des allgemeinen Datenschutzrechts 
nach der Verordnung (EU) 2016/679 und dem Daten­
schutzgesetz Nordrhein-Westfalen vom 17. Mai 2018 (GV. 
NRW. S. 244, ber. S. 278 ~nd S. 404) in der jeweils gelten­
den Fassung bleiben im Ubrigen unberührt. 

Teil 2 
Die Polizeibeauftragte oder der Polizeibeauftragte 

§9 

Wählbarkeit 

(1) Als Polizeibeauftragte oder Polizeibeauftragter ist 
wählbar, wer volljährig ist und die deutsche Staatsbür­
gerschaft besitzt. Sie oder er muss die Befähigung zum 
Richteramt oder zu der Laufbahngruppe 2, zweites Ein­
stiegsamt haben und die zur Erfüllung ihrer oder seiner 
Aufgaben erforderliche Fachkunde und Führungserfah­
rung besitzen. Die oder der Polizeibeauftragte darf 
gleichzeitig weder einer Regierung noch einer gesetzge­
benden Körperschaft des Bundes oder eines Landes noch 
einer Körperschaft, Anstalt oder Stiftung des öffentli­
chen Rechts, die der Aufsicht des Landes untersteht, an­
gehören. Sie oder er darf neben dieser Funktion kein be­
soldetes Amt, kein Gewerbe und keinen Beruf ausüben 
und weder der Leitung noch dem Aufsichts- oder Ver­
waltungsrat eines auf Erwerb gerichteten Unternehmens 
angehören. 

(2) Sie oder er ist nicht wählbar, sofern sie oder er in 
Folge eines Richterspruchs die Fähigkeit verloren hat, 
ein öffentliches Amt zu bekleiden oder Rechte aus öf­
fentlichen Wahlen zu erlangen. § 45 des Strafgesetzbu­
ches in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. No­
vember 1998 (BGBL I S. 3322), das zuletzt durch Arti­
kel 12 des Gesetzes vom 27. März 2024 (BGBL 2024 I 
Nr. 109) geändert worden ist, gilt entsprechend. 

§ 10 

Wahl und Amtszeit 

(1) Der Landtag wählt auf Vorschlag einer Fraktion die 
oder den Polizeibeauftragten. Jede vorgeschlagene Per­
son hat der Präsidentin oder dem Präsidenten des Land­
tags vor der Wahl ein erweitertes Führungszeugnis vor­
zulegen. Eine Aussprache findet nicht statt. 

(2) Die Dienstzeit beträgt fünf Jahre und endet mit der 
nächsten Wahl der oder des Polizeibeauftragten. Die 
Wiederwahl ist einmalig zulässig. Nach dem Ende der 
Dienstzeit bleibt sie oder er auf Aufforderung der Präsi­
dentin oder des Präsidenten des Landtags bis zur Bestel­
lung einer Nachfolgerin oder eines Nachfolgers in der 
Funktion, längstens jedoch für neun Monate. 

§ 11 
Bestellung, Funktionsbezeichnung, Verortung 

(1) Der oder die Polizeibeauftragte wird für die Dauer 
von fünf Jahren bestellt. Die Bestellung erfolgt durch 
Abschluss eines Dienstvertrages zwischen dem Land 
und der beauftragten Person. Die beauftragte Person 
erfüllt ihre Aufgaben auf der Grundlage dieses Dienst­
vertrages. Der Dienstvertrag wird nach Wahl und vor 
Bestellung der beauftragten Person zwischen den Par­
teien ausgehandelt. Die beauftragte Person ist zur Er­
füllung ihrer Aufgaben an keine Weisungen gebunden, 
übt diese unabhängig aus und ist nur dem Gesetz un­
terworfen. Die Bestellung ist erst nach erfolgreichem 
Abschluss der erweiterten Sicherheitsüberprüfung nach 
dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz Nordrhein-West­
falen vom 23. Februar 2022 (GV. NRW. S. 233) in der je-

weils geltenden Fassung durch die zuständige Stelle des 
Landtags zulässig. 

(2) Die Funktionsbezeichnung lautet „die Polizeibeauf­
tragte des Landes Nordrhein-Westfalen" oder „der Poli­
zeibeauftragte des Landes Nordrhein-Westfalen". 

(3) Die Funktion der oder des Polizeibeauftragten ist or­
ganisatorisch bei der Präsidentin oder dem Präsidenten 
des Landtags verortet. 

(4) Die Bestellung endet 

1. mit Verlust der Wählbarkeit nach§ 9, 

2. mit Ablauf der Dienstzeit, 

3. durch Tod, 

4. durch Abberufung nach§ 12 Absatz 1, 

5. mit der Aufhebung der Bestellung auf Verlangen nach 
§ 12 Absatz 2, oder 

6. im Falle einer Verhinderung, mit der Bestellung einer 
Nachfolgerin oder eines Nachfolgers nach § 15 Ab­
satz 2. 

(5) Die oder der Polizeibeauftragte sieht von allen mit 
den Aufgaben ihrer oder seiner Funktion nicht zu verein­
barenden Handlungen ab und übt während der Bestel­
lung keine mit der Funktion nicht zu vereinbarende ent­
geltliche oder unentgeltliche Tätigkeit aus. Näheres be­
stimmt § 9 Absatz 1 Satz 3 und 4, welcher auch während 
des Dienstverhältnisses gilt. 

§ 12 
Abberufung und Aufhebung der Bestellung 

(1) Der Landtag kann auf Antrag einer Fraktion oder ei­
nes Drittels der Mitglieder des Landtags die oder den 
Polizeibeauftragten mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
seiner Mitglieder abberufen. Die Abstimmung über den 
Antrag auf Abberufung hat frühestens zwei Wochen und 
spätestens acht Wochen nach Eingang des Antrags bei 
der Präsidentin oder bei dem Präsidenten des Landtags 
stattzufinden. 

(2) Die oder der Polizeibeauftragte kann jederzeit die 
Aufhebung ihrer oder seiner Bestellung durch die Präsi­
dentin oder den Präsidenten des Landtags verlangen. 

§ 13 
Vergütung und ruhegehaltsfähige Dienstzeit 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte erhält eine Vergütung 
in entsprechender Höhe des Grundgehaltes der Besol­
dungsgruppe B 4 der Anlage 2 des Landesbesoldungsge­
setzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310, ber. S. 642), in 
der jeweils geltenden Fassung. Die Vergütung ist Be­
standteil des Dienstvertrages nach § 11 Absatz 1. 

(2) Sofern eine Beamtin oder ein Beamter oder eine 
Richterin oder ein Richter des Landes als Polizeibeauf­
tragte oder Polizeibeauftragter bestellt wird, wird sie 
oder er für die Dauer der Dienstzeit auf Grundlage der 
Freistellungs- und Urlaubsverordnung NRW vom 10. Ja­
nuar 2012 (GV. NRW S. 2, ber. 92), in der jeweils gelten­
den Fassung ohne Besoldung beurlaubt. Die Beurlau­
bung dient in diesem Fall öffentlichen Belangen im 
Sinne des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtenversorgungs­
gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW S. 310, ber. S. 642) 
in der jeweils geltenden Fassung und wird als ruhege­
haltsfähige Dienstzeit berücksichtigt. Auf die Erhebung 
eines Versorgungszuschlages wird verzichtet. 

§ 14 
Dienstsitz sowie Personal- und Sachausstattung 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte hat den Dienstsitz 
beim Landtag. 

(2) Das Land stellt die für die Erfüllung der Aufgaben 
notwendige Personal- und Sachausstattung nach Maß­
gabe des Haushalts zur Verfügung. 

(3) Durch die zuständige Stelle des Landtags erfolgt eine 
erweiterte Sicherheitsüberprüfung des Personals nach 
dem Sicherheitsüberprüfungsgesetz Nordrhein-Westfalen. 

(4) Der Haushalt der oder des Polizeibeauftragten wird 
beim Haushalt des Landtags veranschlagt und geprüft. 
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§ 15 
Verhinderung 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte bestimmt eine Mitar­
beiterin oder einen Mitarbeiter zur Stellvertretung. Die 
Stellvertreterin oder der Stellvertreter führt die Ge­
schäfte, wenn die oder der Polizeibeauftragte an der 
Ausübung der Funktion verhindert ist. 

(2) Dauert die Verhinderung durchgehend länger als 
sechs Monate, so kann der Landtag die oder den Polizei­
beauftragten abberufen und eine neue Polizeibeauftragte 
oder einen neuen Polizeibeauftragten wählen. 

§ 16 
Anwesenheit im Landtag 

Der Landtag und der für innere Angelegenheiten zustän­
dige Ausschuss können jederzeit die Anwesenheit der 
oder des Polizeibeauftragten verlangen und sie oder ihn 
zu ihren Beratungen hinzuziehen, soweit sie einen un­
mittelbaren Bezug zur Polizei des Landes Nordrhein­
Westfalen haben. Die oder der Polizeibeauftragte hat 
sich auf Verlangen zu äußern. Weiteres regelt die Ge­
schäftsordnung des Landtags. 

§ 17 
Verschwiegenheitspflicht 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte ist auch nach Been­
digung des Dienstverhältnisses verpflichtet, über die ihr 
oder ihm amtlich bekannt gewordenen Angelegenheiten 
Verschwiegenheit zu bewahren. Dies gilt nicht für Mit­
teilungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, 
die offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach keiner 
Geheimhaltung bedürfen. 

(2) Die oder der Polizeibeauftragte darf, auch wenn sie 
oder er nicht mehr in einem Dienstverhältnis steht, über 
Angelegenheiten, die der Verschwiegenheit unterliegen, 
ohne Genehmigung weder vor Gericht noch außerge­
richtlich aussagen oder Erklärungen abgeben. Die Ge­
nehmigung erteilt die Präsidentin oder der Präsident des 
Landtags. 

(3) Unberührt bleiben gesetzlich begründete Pflichten, 
Straftaten anzuzeigen und bei Gefährdung der freiheit­
lich demokratischen Grundordnung für deren Einhal­
tung einzutreten. 

Teil 3 
Schlussvorschriften 

§ 18 
Tätigkeitsbericht 

(1) Die oder der Polizeibeauftragte erstattet dem Land­
tag jährlich einen schriftlichen Gesamtbericht über die 
Tätigkeit des letzten Kalenderjahres. 

(2) Sie oder er ist verpflichtet, bei der Aussprache über 
den Bericht im Landtag und im für innere Angelegenhei­
ten zuständigen Ausschuss anwesend zu sein und sich 
auf Verlangen zu äußern. 

§ 19 
Erfahrungsaustausch 

(1) Das für Inneres zuständige Ministerium kommt mit 
der oder dem Polizeibeauftragten sowie Vertretern der 
polizeilichen Landesoberbehörden wie auch der Kreis­
polizeibehörden einmal jährlich zu einem Erfahrungs­
austausch zusammen, um eine Gesamtbetrachtung der 
Vorgänge der oder des Polizeibeauftragten wie auch des 
Beschwerdemanagements der Polizei im Sinne der Qua­
litätssicherung und -entwicklung vorzunehmen. Als 
Grundlage dienen die jeweiligen jährlichen Berichte der 
oder des Polizeibeauftragten und des Beschwerdema­
nagements. 

(2) Die oder der Polizeibeauftragte soll mit dem Petitions­
ausschuss einmal jährlich zu einem Erfahrungsaustausch 
zusammenkommen, um eine Gesamtbetrachtung der Vor­
gänge der oder des Polizeibeauftragten wie auch der die 
Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen betreffenden Vor­
gänge des Petitionsausschusses vorzunehmen. Als Grund-

lage dienen die jeweiligen jährlichen Berichte der oder 
des Polizeibeauftragten und des Petitionsausschusses. 

§ 20 
Evaluation 

Der für innere Angelegenheiten zuständige Ausschuss 
des Landtags überprüft bis zum 31. Dezember 2027 die 
Anwendung und Auswirkungen der Vorschriften des Ge­
setzes durch eine Sachverständigenanhörung. Dem für 
Inneres zuständigen Ministerium ist Gelegenheit zur 
Stellungnahme im Rahmen der Sachverständigenan­
hörung zu geben. 

§ 21 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. April 2025 
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Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t e n d r e n k 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

- GV. NRW. 2025 S. 397 

Verordnung über die Rangstelle 
von Erbbaurechten 

Vom 8. April 2025 

Auf Grund des § 10 Absatz 2 des Erbbaurechtsgesetzes 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
403-6, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt . 
durch Artikel 4 Absatz 7 des Gesetzes vom 1. Oktober 
2013 (BGBl. I S. 3719) geändert worden ist, verordnet die 
Landesregierung: 

§ 1 
Rangstelle des Erbbaurechts 

(1) Bei der Bestellung eines Erbbaurechts kann von dem 
Erfordernis der ersten Rangstelle abgewichen werden, 
wenn durch Zeugnis festgestellt ist, dass die Abweichung 
weder für den vorhergehenden Berechtigten noch für 
den Bestand des Erbbaurechts schädlich ist (Unschäd­
lichkei tszeugnis). 

(2) § 104 des Justizgesetzes Nordrhein-Westfalen vom 
26. Januar 2010 (GV. NRW. S. 30) in der jeweils geltenden 
Fassung bleibt unberührt. 

§2 
Zuständigkeit und Antragsverfahren 

(1) Die Richterin oder der Richter bei dem Amtsgericht, 
in dessen Bezirk das Grundstück liegt, entscheidet über 
die Erteilung des Unschädlichkeitszeugnisses. Das Un­
schädlichkeitszeugnis wird nur auf Antrag der Eigentü­
merin oder des Eigentümers des zu belastenden Grund-
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stücks, bei Bestellung eines Untererbbaurechts nur auf 
Antrag der oder des Berechtigten des zu belastenden 
Erbbaurechts erteilt. 

(2) Der Antrag ist nur zulässig, wenn dargelegt wird, 
dass ein rechtliches Interesse an der Feststellung der Un­
schädlichkeit besteht und dass die Bewilligungen, Erklä­
rungen oder Zustimmungen der oder des Berechtigten 
des bisher eingetragenen Rechts nicht oder nur unter un­
verhältnismäßigen Schwierigkeiten zu erlangen sind. 

(3) Die für die Bearbeitung erforderlichen Unterlagen, 
insbesondere ein aktueller Grundbuchauszug, die aktu­
ellen Anschriften der Beteiligten sowie die Erklärungen 
im Sinne des Absatz 2 sind dem Antrag beizufügen. Die 
Vorlage weiterer erforderlicher Unterlagen kann ver­
langt werden. 

(4) Vor Erteilung eines Unschädlichkeitszeugnisses ist 
der oder dem Berechtigten des eingetragenen Rechts Ge­
legenheit zur Stellungnahme zu geben. Ist die Person 
oder der Aufenthalt der oder des Berechtigten des bisher 
eingetragenen Rechts oder einer Vertreterin oder eines 
Vertreters unbekannt, so kann das Amtsgericht der oder 
dem Beteiligten für das Verfahren auf Erteilung eines 
Unschädlichkeitszeugnisses eine Pflegerin oder einen 
Pfleger bestellen, welcher entsprechend anzuhören ist. 
Die Vorschriften über die Bestellung und Vergütung eines 
Verfahrenspflegers finden entsprechende Anwendung. 

(5) Die oder der Berechtigte des zu bestellenden Erb­
baurechts muss der nachrangigen Bestellung zustimmen. 

§3 
Rechtswirksamkeit, Rechtsmittel und Kosten 

(1) Das Unschädlichkeitszeugnis wird erst wirksam, 
wenn es unanfechtbar geworden ist. Es ist der Antrag­
stellerin oder dem Antragsteller sowie der oder dem Be­
rechtigten des bisher eingetragenen Rechts oder der be­
stellten Pflegerin oder dem bestellten Pfleger zuzustellen. 
Eine ablehnende Entscheidung ist der Antragstellerin 
oder dem Antragsteller zuzustellen. Sie ist den übrigen 
Beteiligten mitzuteilen, soweit sie Gelegenheit zur Stel­
lungnahme erhalten haben. 

(2) Gegen die Erteilung des Unschädlichkeitszeugnisses 
oder die ablehnende Entscheidung findet die Beschwerde 
nach den Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil­
ligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586, 2587) in der jeweils geltenden Fassung statt. 

(3) Die Kosten des gerichtlichen Verfahrens richten sich 
nach dem Gerichts- und Notarkostengesetz vom 23. Juli 
2013 (BGBl. I S. 2586) in der jeweils geltenden Fassung. 
Für das Verfahren über den Antrag auf Erteilung des Un­
schädlichkeitszeugnisses entsteht eine Gebühr wie nach 
Nummer 15212 Nummer 6 der Anlage 1 (Kostenverzeich­
nis) zum Gerichts- und Notarkostengesetz. Für die Kos­
tenerhebung im Beschwerdeverfahren sind die für die 
Nummer 15212 der Anlage 1 (Kostenverzeichnis) zum 
Gerichts- und Notarkostengesetz maßgeblichen Gebüh­
rentatbestände anzuwenden. 

§4 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 2025 in Kraft. 

Düsseldorf, den 8. April 2025 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 

Der Ministerpräsident 

Hendrik W ü s t 

Die Ministerin für Wirtschaft, Industrie, 
Klimaschutz und Energie 

Mona N e u b a u r 

Der Minister der Finanzen 

Dr. Marcus O p t end r e n k 

7817 

Der Minister des Innern 

Herbert R e u 1 

Der Minister der Justiz 

Dr. Benjamin L i m b a c h 

Für die Ministerin für K.ultur und Wissenschaft 

Die Ministerin für Schule und Bildung 

Dorothee Feller 

- GV. NRW. 2025 S. 400 

Verordnung zur Änderung der 
Direktzahlungen-In VeKoS-Verordnung NRW 

Vom 3. April 2025 

Auf Grund des § 17 Absatz 3 Nummer 2 der GAP-Di­
rektzahlungen-Verordnung vom 24. Januar 2022 (BGBl. I 
S. 139, 2287), die zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Dezember 2024 (BGBl. 2024 I Nr. 396) geändert 
worden ist, in Verbindung mit § 7 Buchstabe c der Zu­
ständigkeitsverordnung Agrarförderung vom 31. Oktober 
2023 (GV. NRW. S. 1184) verordnet das Ministerium für 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

§ 1 der Direktzahlungen-InVeKoS-Verordnung NRW 
vom 23. Mai 2023 (GV. NRW. S. 342) wird wie folgt geän­
dert: 

1. Die Absätze 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

,,(3) Die Erfassung der Kennarten zur Überprüfung 
der Verpflichtung gemäß Nummer 5.1 der Anlage 5 der 
GAP-Direktzahlungen-Verordnung vom 24. Januar 
2022 {BGBl. I S. 139; 2287) in der jeweils geltenden 
Fassung erfolgt auf der Fläche verteilt in zwei Ab­
schnitten. Die Abschnitte dürfen sich nicht über­
schneiden. In jedem Abschnitt müssen mindestens 
vier Kennarten der in Anlage 1 aufgeführten Kennar­
ten vorhanden sein. Kennarten einer Kennarten­
gruppe zählen als nur eine Kennart. Es müssen in den 
Abschnitten nicht dieselben vier Kennarten nachge­
wiesen werden. 

(4) Die Dokumentation erfolgt mit Hilfe der zu diesem 
Zweck von der zuständigen Behörde bereitgestellten 
Foto-App. Die mit geografischen Koordinaten versehe­
nen Fotonachweise sind mithilfe dieser Foto-App jähr­
lich an die zuständige Behörde zu übermitteln. 

(5) Die Übermittlung der Dokumentation hat, bis zu 
einem durch die zuständige Behörde festgelegtem Da­
tum, durch die Antragstellerin beziehungsweise den 
Antragsteller zu erfolgen." 

2. Absatz 6 wird aufgehoben. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 3. April 2025 

Die Ministerin für Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Silke G o r i ß e n 

- GV. NRW. 2025 S. 401 
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